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Der Anfang
vom Ende

D ie SPD hat Zeichen ge-
setzt: Mithilfe einer „Alli-

anz“ jenseits des christdemo-
kratischen Kooperationspart-
ners hat sie der dritten Gesamt-
schule in Leverkusen den Weg
geebnet. Gleichzeitig hat sie
den Anfang vom Ende der Gro-
ße Koalition eingeläutet und
den Vertrag mit der CDU ge-
brochen. Da verfängt auch
nicht der herunter spielende
Hinweis von SPD-Fraktions-
chef Walter Mende, auch bei
der CDU habe es schon mal ei-
nen Sündenfall gegeben. 

Will die SPD die Gesamt-
schule tatsächlich realisieren,

so muss sie fortan noch mehr-
fach sündigen, denn einige wei-
tere Ratsbeschlüsse sind not-
wendig, bis die Schule den
Lehrbetrieb aufnehmen kann,
und jedes Mal wird die SPD
wieder die CDU brüskieren
und überstimmen müssen.

Das kann sich die CDU-
Fraktion nicht gefallen lassen,
und dennoch wirkt deren Vor-
sitzender Klaus Hupperth
merkwürdig hilflos. Zwar stell-
te er unmissverständlich fest,
die SPD habe den Koopera-
tionsvertrag gebrochen, doch
welche Konsequenzen seine
Fraktion daraus zu ziehen ge-
denkt, vermochte Hupperth
nicht zu sagen. Er müsse erst
mal mit seiner Fraktion reden.
So neu aber war die Sache am
Tag der Ratssitzung nicht
mehr. Spätestens am Donners-
tag vergangener Woche, als der
gemeinsame Antrag der „Ge-
samtschulallianz“ schriftlich
vorlag, war klar, dass die SPD
die Koalition brechen würde.

Wie auch immer die Sache
ausgehen mag, sollte die Große
Koalition brechen, der Schaden
hielte sich in Grenzen. Die bei-
den großen Themen Bäder-
landschaft und Neugestaltung
der City sind politisch abge-
arbeitet, und bis zum Ende der
Wahlperiode im Herbst 2009
würde das Bündnis sowieso
nicht halten. Spätestens in ei-
nem Jahr muss die CDU begin-
nen, sich gegen die SPD zu pro-
filieren und einen eigenen OB-
Kandidaten aufbauen. Dies erst
recht, falls OB Ernst Küchler
sich zur Wiederwahl stellt.

Rainer Schmidt zum
Zustand der Großen
Koalition im Stadtrat

Dritte Gesamtschule

CDU bangt um
eines der Gymnasien

Mit den Stimmen von SPD,
Bürgerliste, Grünen und
Pro Op beschloss der Rat
am Montag die Einrichtung
einer dritten Gesamtschule.
CDU und FDP sind strikt
dagegen.
VON RAINER SCHMIDT

Zugegeben, ein Hintertürchen hat
man sich noch offen gelassen. Der
Bedarf muss noch offiziell ermittelt
werden, bevor der endgültige Be-
schluss für die Einrichtung einer
dritten Gesamtschule fallen kann.
Für die kurzfristige neue Ratsmehr-
heit aber, die sich am Montag eigens
für den Tagesordnungspunkt 24 ge-
bildet hatte, liegt auf der Hand: Der
Bedarf ist vorhanden. 

So argumentierte denn auch Eva
Lux, jugendpolitische Sprecherin
der Fraktion und Vorsitzende der
Leverkusener SPD: „Die Schul-
wahlentscheidung von Eltern ist in
diesem Jahr allein für Gesamtschu-
len in NRW 16 000 Mal abgelehnt
worden, davon 129 Mal in Leverku-
sen.“ Der Elternwille aber sei ein-
deutig. Viele Eltern wollten, dass ihr
Kind eine Gesamtschule besuchen.
In Leverkusen aber seien die beiden

vorhandenen „voll bis unters Dach.“
Vor einer „bildungspolitischen Zu-
kunftsinvestition“ dürfe sich auch
eine Stadt im Nothaushalt nicht drü-
cken. Die SPD jedenfalls sei bereit,
das notwendige Geld für die dritte
Gesamtschule aufzutun. 

Ganz anders sah das der Koali-
tionspartner von der CDU, sprach
von Verschwendung von Steuergel-
der und Gefährdung des Schulfrie-
dens. Bernhard Marewski, schul-
politischer Sprecher der Fraktion,
erklärte: „Wir haben in Leverkusen
eine ausgezeichnete Schulland-
schaft“, die praktisch allen Neigun-
gen und Interessen von Schülerin-
nen und Schülern entgegen komme.
Dieses „wohl funktionierende
Schulwesen“ gerate nun aus ideolo-
gischen Gründen in Gefahr, erklärte
Marewski und warf der SPD vor, die
dritte Gesamtschule im Hau-Ruck-
Verfahren durchsetzen zu wollen. 

Das Verfahren bemängelte auch
FDP-Fraktionschefin Hiltrud Mei-
er-Engelen. Der Antrag der vier
Fraktionen sei in den Fachausschüs-
sen inhaltlich nicht vorberaten wor-
den. Dem widersprach Walter Men-
de (SPD). Der Schulausschuss ha-
ben den Fall in den Rat überwiesen,
und Thomas Wolf (Pro Op) konter-
te, von einem Hauruck-Verfahren

könne keine Rede sein. „Unser An-
trag ist schließlich schon zwei Jahre
alt“. Erhard T. Schoofs, Vormann
der Bürgerliste im Rat, ließ keinen
Zweifel an der Notwendigkeit einer
dritten Gesamtschule: „Das drei-
gliedrige Schulsystem hat eindeutig
versagt“. Roswitha Arnold, Frak-
tionschefin der Grünen, warf der
CDU vor, sie wolle die Ergebnisse
der Pisa-Studie immer noch nicht
zur Kenntnis nehmen. Nicht grund-
sätzlich gegen die dritte Gesamt-
schule zeigte sich die UWG. Deren
Vertreter, Reinhard Vozelj, aber
wollte zunächst wissen, welche
Schule dafür geschlossen werden
müsse. 

Das wiederum war für CDU-
Fraktionschef Klaus Hupperth völ-
lig klar: „Es bleibt nur übrig, ein
Gymnasium zu schließen – das
Landrat-Lucas-Gymnasium oder
das Werner-Heisenberg-Gymnasi-
um, wenn man eine dritte Gesamt-
schule fordert.“ Dem widersprach
SPD-Fraktionschef Walter Mende
vehement. Die CDU baue einen Po-
panz auf. Die SPD denke überhaupt
nicht daran, ein Gymnasium oder
eine Realschule zu schließen. „Für
so blöd können Sie uns nicht halten.
Wir sind doch keine politischen
Selbstmörder.“

Der Beschluss im Wortlaut
................................................

Die Stadt Leverkusen richtet zum
Schuljahr 2008/2009 eine Ge-
samtschule als Schule der Sekun-
darstufe I und II im Stadtbezirk Le-
verkusen II ein, die als Ganztags-
schule geführt wird. Die Verwal-
tung unternimmt alles dafür recht-
lich Notwendige. Insbesondere
wird die rechtlich vorgeschriebene
Feststellung des Elternwillens in
einem geeigneten und zulässigen
Verfahren bis zum Jahresende
2007 durchgeführt. Dabei ist der
Zweck der Umfrage den Eltern

transparent zu machen und der
Bedarf gesamtstädtisch zu erhe-
ben. Wenn das Ergebnis den Be-
darf für eine dritte Gesamtschule
ergibt, werden unverzüglich die
nächsten Schritte unternommen.
Kostenermittlungen für Maßnah-
men im Zusammenhang mit der
Einrichtung der dritten Gesamt-
schule sind durchzuführen und die
notwendigen Ansätze für das Jahr
2008 bei der Erstellung des Haus-
halts-Planentwurfs einzuarbeiten.
Die Verwaltung sorgt dafür, dass

die in der Begründung dargestell-
ten weiteren Schritte zur Realisie-
rung der dritten Gesamtschule und
sich daraus ergebende schulorga-
nisatorische Maßnahmen eingelei-
tet werden.
Die Einrichtung einer dritten Ge-
samtschule ist bei der Überarbei-
tung der Teilschulentwicklungsplä-
ne zu berücksichtigen. Veränderun-
gen der Schullandschaft durch die
Einrichtung einer dritten Gesamt-
schule sind darzustellen. (ras)

„Überhaupt keine Auswirkungen“
Was halten die Leiter der
weiterführenden Oplade-
ner Schulen von einer drit-
ten Gesamtschule?
VON HARTMUT ZITZEN

„Um meine eigene Schule mache
ich mir keine Sorgen. Aber ich glau-
be auch nicht, dass darunter keine
Schule leiden wird.“ Jutta Hoede-
Schneckenburger, die Leiterin der
Theodor-Heuss-Realschule, be-
zeichnet den Ratsbeschluss zur Er-
richtung einer Gesamtschule im
Raum Opladen als eine „politische
Entscheidung“, die sie nicht kom-
mentieren wolle. Allerdings wunde-
re sie sich schon ein wenig darüber,
dass für einen Ganztagsbetrieb der

Hauptschulen kein Geld vorhanden
sei, wohl aber für eine dritte Lever-
kusener Gesamtschule. 

Dass die nicht ohne Auswirkun-
gen auf die Katholische Hauptschu-
le Im Hederichsfeld bleiben würde,
glaubt deren Leiterin Natali Scho-
roth-Prang. Wie sich die Dinge ge-
nau entwickeln werden, sei schwer
vorauszusagen, aber schon heute ha-
be ihre Hauptschule etliche Schüle-
rinnen und Schüler, die von den be-
stehenden Gesamtschulen nicht an-
genommen worden seien – „die
würden uns dann natürlich fehlen“.
Grundsätzlich verteidigt sie die
Existenzberechtigung der Haupt-
schulen, die ihre eigenen Vorteile
wie kleinere und überschaubare

Strukturen hätten. Da die Eröffnung
der dritten Gesamtschule aber vor-
aussichtlich in ferner Zukunft liege,
warte das Kollegium einstweilen
gelassen ab. 

„Überhaupt keine Auswirkun-
gen“ erwartet dagegen Joachim Nie-
len, der stellvertretende Leiter der
Marienschule. „Abgesehen davon,
dass wir eine gymnasiale Angebots-
schule sind, haben wir ein überre-
gionales Einzugsgebiet und sind
deswegen nicht vom Standort Opla-
den abhängig“, sagte Nielen, der au-
ßerdem darauf hinwies, dass die
Kirche keinerlei ideologische Vor-
behalte gegen Gesamtschulen hege
– „das Erzbistum betreibt schließ-
lich selbst welche“.

„SPD hat Vertrag verlassen“
Manchmal ist es auf den Fluren des
Verwaltungsgebäudes am Goethe-
platz interessanter als im Ratssaal.
So am Montag, als CDU-Fraktions-
chef Klaus Hupperth die soeben ge-
fallene Entscheidung über die dritte
Gesamtschule kommentierte. „Die
SPD hat klar den Kooperationsver-
trag verlassen“, wertete der CDU-
Obmann das Ausscheren der Sozial-
demokraten aus der großen Koali-
tion. Man habe vereinbart, sich in
wichtigen stadtpolitischen Fragen
eng abzustimmen, und das sei nicht
geschehen. „Die SPD-Fraktion wird
sich erklären müssen.“ Welche
Konsequenzen die CDU daraus zie-
hen werde, das konnte oder wollte
Hupperth noch nicht sagen. Darüber
werde seine Fraktion auf einer Klau-
surtagung am 2. November beraten.

Kurze Zeit später, der selbe Flur,
die andere Meinung: Die Koopera-
tion mit der CDU sehe er keines-
wegs als gefährdet an, verkündete
ein gut gelaunter SPD-Fraktions-
chef Walter Mende. Einen Sünden-
fall habe sich schließlich die CDU
auch schon geleistet, meinte er, und
verwies auf das abweichende
Stimmverhalten der Christdemo-
kraten in Sachen Gartencenter auf
der Bullenwiese. Zudem, so Mende,
seit dem SPD-Parteitag vor zwei
Monaten habe der CDU eigentlich
klar sein müssen, was da auf sie zu-
komme. Und außerdem, so verriet
Mende der Presse, habe er vor einer
Woche der CDU im engsten Kreis
einen Hinweis gegeben.           (ras)
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